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86. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 19. Dezember 1995 betreffend die Brand- und Unfallbekämpfung und 
die Maßnahmen bei Elementarereignissen (Brand- und Unfallbekämpfungsvorschrift – BUV)  

 
86. Verordnung der Burgenländischen Landesre-
gierung vom 19. Dezember 1995 betreffend die Brand- 
und Unfallbekämpfung und die Maßnahmen bei Ele-
mentarereignissen (Brand- und Unfallbekämpfungs-
vorschrift – BUV) 
 
Auf Grund der §§ 6, 9, 10, 11 und 13 Burgenländisches 
Feuerwehrgesetz 1994 - Bgld. FWG 1994, LGBl.Nr. 49, 
in der Fassung der Kundmachung LGBl.Nr. 54/1995, 
sowie der §§ 4, 5, 6 und 14 Katastrophenhilfegesetz, 
LGBl.Nr. 5/1986, wird verordnet: 
 
 

1. ABSCHNITT 
 

Anlassfälle für die Einsatzleistung 
und Alarmierung 

 
Anlassfälle für die Einsatzleistung 

 
§ 1 

 
Die Leistung von Einsätzen nach dieser Verordnung 

erfolgt 
1. zur Bekämpfung von Bränden, zur Durchführung von 

Sicherungsmaßnahmen nach einem Brand und als 
Brandsicherheitswachdienst (Feuerpolizei); 

2. zur Abwehr von und Hilfe bei Unfällen und Elemen-
tarereignissen (Gefahrenpolizei) und 

3. zur Abwehr und Bekämpfung von Katastrophen (§ 2 
Abs. 1 Katastrophenhilfegesetz, LGBl.Nr. 5/1986). 

 
Alarmierung 

 
§ 2 

 
 (1) Wer ein unmittelbar drohendes oder eingetrete-

nes Ereignis gemäß § 1 wahrnimmt, das den Einsatz 
der Feuerwehr erfordert, ist zur unverzüglichen Mel-
dung verpflichtet. Die Meldung hat auf die zweckmä-
ßigste und rascheste Art zu erfolgen, insbesondere 
durch 
1. Betätigung des Feuerwehrnotrufes (Verständigung 

der Feuerwehralarmzentrale); 
2. Betätigung der Feuerwehrsirene oder 
3. Meldung bei der Brandmeldestelle, beim Gemeinde-

amt oder bei der nächsten Sicherheitsdienststelle. 
 

 
 

 
(2) Für die Warnung und Alarmierung mittels Sirene 
werden folgende Signale festgelegt: 

 
 
           3 Minuten 

 
1. Warnung:  

Gleichbleibender Dauerton 
von drei Minuten. 

 
          1 Minute 

2. Alarm:  
 

Auf- und abschwellender Heulton 
von mindestens einer Minute 

 
   1 Minute 

3. Entwarnung: 
Gleichbleibender Dauerton von 
einer Minute 

 
      15 sec            15 sec  15 sec 

4. Feuerwehreinsatz:   7 sec        7sec 
Dauerton 3 x 15 Sekunden 
Unterbrechung 2 x 7 Sekunden 
Das Signal ist im Bedarfsfall zu 
wiederholen. 

 
 15 sec 

5. Sirenenprobe: 
Jeden Samstag um 12 Uhr Dauerton 
von 15 Sekunden. 

 
 
 

Warn- und Alarmeinrichtungen 
 

§ 3 
 
 (1) Für jede Gemeinde (für jeden Ortsverwal-
tungsteil und jeden Stadtbezirk) müssen die 
notwendigen Einrichtungen zur Warnung der 
Bevölkerung und zur Alarmierung der Feuerwehr, 
mindestens aber eine Sirene und eine Brandmel-
destelle, vorhanden sein. 
   
(2) Als überörtliche Warn- und Alarmeinrichtun-
gen müssen vorhanden sein: 
 
 
 



 

 

 
 
    1. für jeden politischen Bezirk eine Bezirkswarn- und 
-alarmzentrale (bei der Bezirksverwaltungsbehörde 
oder bei der Bezirksstützpunktfeuerwehr); 
    2. für das gesamte Bundesland 

a) eine Landeswarnzentrale (beim Amt der Landes-
regierung) und 

b)  eine Landesfeuerwehralarmzentrale (beim Lan-
desfeuerwehrkommando). 

    
 
   (3) Die Warn- und Alarmeinrichtungen nach Abs. 1 
sind von der Gemeinde, jene nach Abs. 2 vom Land zu 
errichten und zu betreiben. 
  
 
   (4) Die Aufgaben der Warn- und Alarmzentralen sind: 
1.   Entgegennahme von Meldungen (§ 2 Abs. 1); 
1. Warnung und Alarmierung (Zivilbevölkerung, Be-

hörden, Feuerwehr, sonstige Hilfs- und Rettungs-
dienste) und 

3.   Unterstützung der Einsatzleitung. 
 
 

  

Alarmplan, Alarmierungsordnung 
 

§ 4 
 
   (1) Für jede Gemeinde (für jeden Ortsverwal-
tungsteil und jeden Stadtbezirk) sind vom Orts-
(Stadt-) feuerwehrkommandanten ein Alarmplan 
und eine Alarmierungsordnung auszuarbeiten. 
   
 
  (2) Durch den Alarmplan ist sicherzustellen, 
dass im Einsatzfall außer der Feuerwehr auch 
Behörden, Hilfs- und Rettungsdienste, Unter-
nehmen sowie Einzelpersonen, die im Einsatzfall 
benötigt werden, rasch alarmiert werden können. 
   
 
   (3) In der Alarmierungsordnung ist festzulegen, 
welche Feuerwehren, Behörden, Hilfs- und Ret-
tungsdienste, Unternehmen und Einzelpersonen 
entsprechend der Einsatzart und Alarmstufe zu 
alarmieren sind. 
 
 
  (4) Für Einsätze, bei denen besonders große 
Gefahren für Menschen, Tiere oder Sachwerte zu 
erwarten sind oder bei denen die Tätigkeit der 
Einsatzkräfte besonders schwierig ist (z.B. Objek-
te der Risikogruppe [§ 7 Feuerbeschauordnung, 
LGBl.Nr. 87/1995], gefährliche Substanzen) sind 
vom örtlich zuständigen Orts-(Stadt-) feuerwehr-
kommandanten Sonderalarmpläne und Sonder-
alarmierungsordnungen zu erstellen. 
  
 
 (5) Für Einsätze, die über das Gemeindegebiet 
hinausgehen (z.B. Autobahnen, Gewässer) und 
für die die Erstellung von Sonderalarmplänen und 
Sonderalarmierungsordnungen nach Abs. 4 
notwendig ist, sind diese vom nächsthöheren, 
örtlich zuständigen Feuerwehrkommandanten 
(Abschnitts-, Bezirks-, Landesfeuerwehrkom-
mandant) zu erstellen. 
 

 

 
 

2. ABSCHNITT 
                            

Einsatzleitung 
 

Behörde und Behörden-Einsatzleitung 
 

§ 5 
 
  (1) Die Besorgung der Aufgaben der örtlichen 
Feuer- und Gefahrenpolizei obliegt der Gemein-
de. Bei Einsätzen im Sinne von § 1 ist, sofern 
nicht in den folgenden Absätzen etwas anderes 
angeordnet ist, der Bürgermeister Behörden-
Einsatzleiter. 
  
 
 (2) Bei Einsätzen, die nicht der örtlichen Feuer- 
und Gefahrenpolizei zuzurechnen sind, sind die 
behördlichen Aufgaben von der Bezirksverwal-
tungsbehörde zu besorgen, sofern gesetzlich 
nicht etwas anderes angeordnet ist. 
 
 
  (3) Der Behörden-Einsatzleiter ist berechtigt und 
bei Bedarf verpflichtet, der Feuerwehr die ent-
sprechenden Weisungen zu erteilen. Werden 
behördliche Anordnungen nicht oder nicht recht-
zeitig erteilt, kommt die Weisungsbefugnis dem 
Feuerwehr-Einsatzleiter zu. 
  
 
  (4) §§ 19 ff Katastrophenhilfegesetz, LGBl.Nr. 
5/1986, und § 2 Wehrgesetz 1990, BGBl.Nr. 305, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl.Nr. 43/1995, bleiben unberührt. 

                      
 

Feuerwehr-Einsatzleitung 
 

§ 6 
 
  (1) Die Leitung des Feuerwehreinsatzes obliegt 
dem nach dem Ort des Einsatzes zuständigen 
Orts-(Stadt-)feuerwehrkommandanten, bei des-
sen Verhinderung dem Orts-(Stadt-)feuerwehr-
kommandant-Stellvertreter. Ist auch dieser ver-
hindert, obliegt die Einsatzleitung dem rang-
höchsten sonstigen Feuerwehrmitglied, das über 
die nach Art und Umfang des Einsatzes erforder-
liche Ausbildung verfügt. 
   
 
  (2) Ist die nach dem Ort des Einsatzes zustän-
dige Feuerwehr nicht im Einsatz, so ist der rang-
höchste anwesende Orts-(Stadt-) feuerwehr-
kommandant(-Stellvertreter) Einsatzleiter. Ist ein 
solcher nicht anwesend, obliegt die Einsatzleitung 
dem ranghöchsten anwesenden Feuerwehrmit-
glied im Sinne von Abs. 1 zweiter Satz. 
   
 
  (3) Ranghöchster im Sinne von Abs. 1 und 2 ist 
jenes Feuerwehrmitglied, das den höchsten 
Dienstgrad führt. Bei gleichem Dienstgrad mehre-
rer Feuerwehrmitglieder ist jenes Ranghöchster, 
das den Dienstgrad schon die längere Zeit inne-
hat. 
 
 



    

 

  (4) Der Einsatzleiter kann die Einsatzleitung an 
den Abschnitts-, Bezirks- oder Landesfeuerwehr-
kommandanten oder dieser Stellvertreter überge-
ben. Der Abschnitts-, Bezirks- oder Landesfeuer-
wehrkommandant(-Stellvertreter) kann die Ein-
satzleitung auch von sich aus übernehmen. Auf 
Verlangen des Einsatzleiters ist er zur Über-
nahme der Einsatzleitung verpflichtet. 
   
 
  (5) Dem Einsatzleiter unterstehen alle im Ein-
satz befindlichen Feuerwehreinheiten einschließ-
lich der Sondereinheiten (§ 23). 
   
 
(6) Bei Einsätzen, bei denen Sondereinheiten 
zum Einsatz kommen, hat der Einsatzleiter den 
Kommandanten der Sondereinheit als Berater 
beizuziehen. 
   
 
(7) Bei Einsätzen in Betrieben, in denen eine 
Betriebsfeuerwehr vorhanden ist, hat der Einsatz-
leiter den Betriebsfeuerwehrkommandanten als 
Berater beizuziehen. 

                           
Einsatzleitstelle 

 
§ 7 

 
  (1) Der Feuerwehr-Einsatzleiter hat eine 
Einsatzleitstelle zu errichten und diese bei Bedarf 
deutlich sichtbar zu kennzeichnen. 
   
 
  (2) Der Einsatzleitstelle obliegt die Unterstüt-
zung des Feuerwehr-Einsatzleiters in allen Füh-
rungs- und Versorgungsangelegenheiten. 
   
 
  (3) Die Einsatzleitstelle ist mit Personal und 
Führungsmitteln entsprechend Art und Umfang 
des Einsatzes auszustatten. 
   
 
  (4) Der Behörden-Einsatzleiter hat bei Bedarf 
eine Einsatzleitstelle der Behörde zu errichten. 
Abs. 1 bis 3 sind anzuwenden. §§ 5 und 6 der 
Verordnung der Burgenländischen Landesregie-
rung vom 22. April 1987, mit der Richtlinien für 
die einheitliche Gestaltung der Katastrophen-
schutzpläne erlassen werden, LGBl.Nr. 30, blei-
ben unberührt. 
 
 

Weisungsrecht 
 

§ 8 
 
  (1) Alle im Einsatz befindlichen Feuerwehrmit-
glieder sind verpflichtet, die Weisungen ihrer 
Vorgesetzten zu befolgen. 
   
 
  (2) Vorgesetzter ist 
1.der Behörden-Einsatzleiter gegenüber den im 
Einsatz befindlichen Behördenorganen, dem 
Feuerwehr-Einsatzleiter und den Einsatzleitern 
sonstiger Einsatzkräfte; 
2.der Feuerwehr-Einsatzleiter gegenüber allen im 
Einsatz befindlichen Feuerwehreinheiten sowie 

3.jedes Feuerwehrmitglied, das auf Grund seiner 
im jeweiligen Einsatz ausgeübten Funktion zur 
Erteilung von Weisungen (Befehlen) berechtigt 
ist, gegenüber allen seiner Weisungsbefugnis 
unterstehenden Feuerwehrmitgliedern. 
   
 
(3) Der Behörden-Einsatzleiter hat seine Weisun-
gen (Aufträge) grundsätzlich an den Feuerwehr-
Einsatzleiter bzw. an die Feuerwehr- Einsatzleit-
stelle zu richten. Sein Weisungsrecht erstreckt 
sich nicht auf innerdienstliche Angelegenheiten 
der Feuerwehr. 
   
 
(4) Der Feuerwehr-Einsatzleiter hat seine Wei-
sungen (Befehle) grundsätzlich an die ihm unmit-
telbar unterstellten Kommandanten (Gruppen-
kommandanten, Zugskommandanten usw.) zu 
richten. 

                             
3. ABSCHNITT 

 
Maßnahmen bei Bränden, 

Unfällen und Elementarereignissen 
 

Taktische Grundregeln 
 

§ 9 
 
  (1) Bei jedem Einsatz sind die taktischen und 
technischen Grundregeln nach Maßgabe der 
folgenden Absätze zu beachten. 
   
 
  (2) Der Einsatzleiter hat die Lage zu erkunden, 
zu beurteilen, einen Entschluss über die zu set-
zenden Maßnahmen zu fassen, die erforderlichen 
Weisungen zu erteilen und deren Durchführung 
laufend zu überwachen. Das gleiche gilt für jedes 
Feuerwehrmitglied, das im Einsatz eine Kom-
mandantenfunktion ausübt, soweit dies zur Aus-
übung der Funktion notwendig ist. 
   
 
  (3) Alle Feuerwehreinheiten haben sich bei der 
Einsatzleitstelle zu melden und den Einsatzbefehl 
entgegenzunehmen. Bei Verlassen des Einsatz-
ortes haben sie sich beim Einsatzleiter abzumel-
den. 
   
 
  (4) Bei allen Einsatzmaßnahmen ist auf die 
Sicherheit der Einsatzkräfte und allenfalls sonsti-
ger anwesender Personen zu achten. Erforderli-
chenfalls ist der Einsatzbereich abzusperren. 

 
Pflicht zur Einsatzleistung 

 
§ 10 

 
Jede Feuerwehr (jedes Feuerwehrmitglied) ist 
verpflichtet, einer ihr (ihm) geltenden Alarmierung 
Folge zu leisten (§ 26 Bgld. FWG 1994). 

 
Eingriffe in Rechte Dritter 

 
§ 11 

 
(1) Eingriffe in Rechte Dritter sind 
1. die Inanspruchnahme von Personen, 



 

 

2. die Inanspruchnahme von Sachen und 
3. das Betreten und die Benützung von Grundstü-

cken und Baulichkeiten 
nach § 9 Bgld. FWG 1994 oder sonstigen bun-
des- und landesgesetzlichen Vorschriften. 
   
  (2) Eingriffe im Sinne des Abs. 1 erfolgen auf 
Weisung des Behörden-Einsatzleiters. § 5 Abs. 3 
ist anzuwenden. 
   
 
(3) Eingriffe im Sinne des Abs. 1 dürfen nur erfol-
gen, wenn dies unbedingt notwendig ist, um den 
Einsatzerfolg sicherzustellen. Dabei ist mit mög-
lichster Schonung des Betroffenen und seines 
Eigentums vorzugehen. 
   
 
(4) Der Betroffene ist über sein Recht auf Ent-
schädigung oder Schadenersatz zu informieren. 

   
                           

Brandwache 
 

§ 12 
 
  (1) Nach Bekämpfung eines Brandes ist eine 
Brandwache einzurichten, sofern dies notwendig 
ist, um einen Wiederausbruch zu verhindern oder 
andere Gefahren abzuwehren. 
   
 
  (2) Die Einteilung der Brandwache (Komman-
dant, Mannschaft, Ausrüstung) obliegt dem Feu-
erwehr-Einsatzleiter. Für die Brandwache sind 
möglichst ausgeruhte Feuerwehrmitglieder in 
entsprechender Anzahl einzuteilen. 

 
Sicherungs- und Aufräumungsarbeiten 

nach einem Brand 
 

§ 13 
 
  (1) Nach einem Brand hat der Eigentümer des 
Gebäudes unverzüglich, jedoch ohne die Brand-
ursachenermittlung zu beeinträchtigen, die erfor-
derlichen Sicherungsmaßnahmen zu treffen und 
Aufräumungsarbeiten durchzuführen bzw. zu 
veranlassen. 
   
 
  (2) Der Eigentümer eines vom Brand betroffe-
nen Gebäudes hat für die vorläufige Unterbrin-
gung der Bewohner zu sorgen, wenn deren 
Verbleib an der Brandstelle nicht möglich ist. Er 
hat weiters dafür vorzusorgen, dass geborgene 
Gegenstände vor unbefugtem Zugriff oder Be-
schädigung vorläufig bewahrt und gerettete Tiere 
vorläufig an einem sicheren Ort untergebracht 
und versorgt werden. 
   
 
  (3) Werden die Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 
nicht oder nicht rechtzeitig getroffen, so hat die 
Gemeinde die entsprechenden Maßnahmen dem 
Eigentümer mit Bescheid aufzutragen. Bei Gefahr 
im Verzug hat die Gemeinde ohne weiteres Ver-
fahren und ohne Anhörung des Eigentümers die 
notwendigen Maßnahmen auf Kosten und Gefahr 
des Eigentümers zu verfügen und sofort durch-
führen zu lassen Die Feuerwehr darf zu Siche-

rungs- und Aufräumungsarbeiten nur herangezo-
gen werden, wenn diese nicht auf andere Art 
verrichtet werden können und der Orts-(Stadt-) 
feuerwehrkommandant hiezu die Zustimmung 
erteilt. 

 
Ermittlung der Brandursache 

 
§ 14 

 
  (1) Ab Kenntnis vom Brand, jedenfalls unverzüg-
lich nach dem Brand, ist dessen Ursache zu 
erheben und festzustellen, ob und welche brand-
gefährlichen Umstände zum Brand geführt ha-
ben. 
   
 
  (2) Diese Erhebungen obliegen der Behörde (§ 
5). § 22 Abs. 3 des Sicherheitspolizeigesetzes, 
BGBl.Nr. 566/1991, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl.Nr. 505/1994 und der Kundma-
chung BGBl.Nr. 662/1992, bleibt unberührt. 
   
 
  (3) Der Feuerwehr-Einsatzleiter hat Wahrneh-
mungen und Gegenstände, die auf die Brandur-
sache schließen lassen, an die Behörde weiterzu-
leiten. 
   
 
(4) Bei der Ermittlung der Brandursache sind die 
erforderlichen Sachverständigen beizuziehen. 

                            
Einsatzbericht 

 
§ 15 

 
  (1) Nach jedem Einsatz ist ein Einsatzbericht 
entsprechend den vom Landesfeuerwehrkom-
mandanten herauszugebenden Richtlinien zu 
verfassen und dem Landesfeuerwehrkommando 
unverzüglich vorzulegen. 
   
 
(2) Alle Einsatzberichte sind vom Landesfeuer-
wehrkommando statistisch zu erfassen und aus-
zuwerten. Das Ergebnis der Auswertung ist der 
Landesregierung jährlich vorzulegen. 

 
4. ABSCHNITT 

 
Feuerwehrorganisation im Einsatz 

 
Begriffsbestimmungen 

 
§ 16 

 
  (1) Die Einsatzleistung der Feuerwehr erfolgt 
bei Einsätzen im Sinne von § 1 durch taktische 
Einheiten. Taktische Einheiten sind jene Feuer-
wehreinheiten, die auf Grund ihrer Mannschafts-
stärke und Ausrüstung in der Lage sind, be-
stimmte Aufgaben im Rahmen der Bekämpfung 
von Bränden, Unfällen und Elementarereignis-
sen selbständig zu erfüllen. 
 

  (2) Taktische Einheiten sind: 
1. die Löschgruppe, 
2. der Löschzug, 



    

 

3. der technische Trupp, 
4. die technische Gruppe, 
5. der Katastrophenhilfsdienst-Zug, 
6. die Katastrophenhilfsdienst-Bereitschaft und 
7. die Sondereinheiten. 
 

Löschgruppe 
 

§ 17 
 
  (1) Die Löschgruppe besteht aus dem Gruppen-
kommandanten, dem Melder, dem Maschinisten 
sowie dem Angriffs-, dem Wasser- und dem 
Schlauchtrupp (jeweils bestehend aus Truppfüh-
rer und Truppmann). 
   
 
  (2) Bei der Tanklöschgruppe kann der Schlauch-
trupp entfallen. 
   
 
  (3) Die Löschgruppe ist mit einem für den 
Brandeinsatz geeigneten Einsatzfahrzeug 
(Löschfahrzeug) auszustatten. 
                               

Löschzug 
 

§ 18 
 
(1) Der Löschzug besteht aus dem Zugskom-
mandanten und mindestens zwei Löschgruppen. 
 
 
(2) Zur Unterstützung des Zugskommandanten 
kann dem Löschzug, insbesondere wenn dieser 
selbständig eingesetzt ist, ein Zugtrupp angeglie-
dert werden. Dieser besteht mindestens aus dem 
Zugtruppkommandanten, einem Funker und 
einem Melder. Sofern der Zugskommandant 
keine andere Anordnung trifft, ist der Zugtrupp-
kommandant zugleich Zugskommandant-
Stellvertreter. 
                           

Technischer Trupp 
 

§ 19 
 

(1) Der technische Trupp besteht aus dem 
Truppkommandanten, dem Truppmann und dem 
Maschinisten. 
   
 
(2) Der technische Trupp ist mit einem für den 
technischen Einsatz geeigneten Einsatzfahrzeug 
(Rüstfahrzeug, Sonderfahrzeug) auszustatten. 
                           

Technische Gruppe 
 

§ 20 
 
  (1) Die technische Gruppe besteht aus dem 
Gruppenkommandanten, zwei Maschinisten 
sowie dem Rettungs-, dem Geräte- und dem 
Sicherungstrupp (jeweils bestehend aus Trupp-
führer und Truppmann). 
   
 
  (2) Die technische Gruppe ist mit einem für den 
technischen Einsatz geeigneten Einsatzfahrzeug 
(Rüstfahrzeug, Sonderfahrzeug) und einem 
Löschfahrzeug auszustatten. Beide Fahrzeugty-
pen können in einem Fahrzeug kombiniert wer-
den; in diesem Fall wird der zweite Maschinist 
durch einen Melder ersetzt. 

Katastrophenhilfsdienst-Zug (KHD-Zug) 
 

§ 21 
 
  (1) Der KHD-Zug besteht aus dem Zugskom-
mandanten, dem Zugtrupp und mehreren takti-
schen Einheiten (Löschgruppen, technische 
Trupps, technische Gruppen). 
  
 
 (2) Der Zugtrupp besteht aus dem Zugtrupp-
kommandanten (zugleich Zugskommandanten-
Stellvertreter) sowie den erforderlichen Kraftfah-
rern, Funkern und Meldern. 
   
 
(3) Der KHD-Zug ist mit den erforderlichen Ein-
satzfahrzeugen auszustatten. 

 
Katastrophenhilfsdienst-Bereitschaft  

(KHD-Bereitschaft) 
 

§ 22 
 
  (1) Im Bereich jeder Bezirkshauptmannschaft ist 
eine KHD-Bereitschaft einzurichten. Diese be-
steht aus dem Bereitschaftskommando, dem 
Kommandozug und mindestens drei KHD-Zügen. 
   
  (2) Das Bereitschaftskommando besteht aus 
dem Bereitschaftskommandanten, dem Bereit-
schaftskommandant-Stellvertreter sowie dem 
erforderlichen Führungspersonal. 
   
 
  (3) Der Kommandozug unterstützt das Bereit-
schaftskommando bei der Führung und Versor-
gung der Bereitschaft. Er besteht aus dem Zugs-
kommandanten und dem erforderlichen Unter-
stützungspersonal. 

                            
Sondereinheiten 

 
§ 23 

 
Für besondere Einsatzaufgaben können Son-
dereinheiten (Gruppen, Züge) errichtet werden. 
Organisation, Stärke und Ausrüstung der Son-
dereinheiten richten sich nach den Aufgaben, zu 
deren Bewältigung sie errichtet werden. 

                             
5. ABSCHNITT 

 
Brandsicherheitswachdienst 

 
§ 24 

 
  (1) Wenn in einer Gemeinde durch brandgefähr-
liche Tätigkeiten, Vorgänge oder Zustände erhöh-
te Brandgefahr besteht, hat der Bürgermeister 
einen Brandsicherheitswachdienst einzurichten. § 
19 Bgld. Veranstaltungsgesetz, LGBl.Nr. 2/1994, 
bleibt unberührt. 
   
 
  (2) Die Aufgaben des Brandsicherheitswach-
dienstes sind: 
 
1.   Überprüfung der vom Verantwortlichen (z.B. 
Eigentümer Veranstalter) im Sinne des vorbeu-



 

 

genden Brandschutzes zu treffenden Maßnah-
men sowie Hinweis auf bestehende Mängel, 
insbesondere 
a) Benutzbarkeit von Fluchtwegen, Löschgeräten 

und -anlagen, Warn- und  Alarmeinrichtungen; 
b) Einhaltung von Rauchverboten; 
c) Benutzbarkeit der Zufahrten und Aufstellflä-

chen für Einsatzfahrzeuge;  
im Anlassfall 
     a) Brandentdeckung und Brandmeldung; 
     b) Erste und Erweiterte Löschhilfe. 
   
 
  (3) Der Brandsicherheitswachdienst ist in der 
erforderlichen Stärke (Mannschaft und Ausrüs-
tung) vorzusehen und von der Feuerwehr durch-
zuführen. Vom Orts-(Stadt-, Betriebs) feuerwehr-
kommandanten ist eines der eingeteilten Feuer-
wehrmitglieder zum Kommandanten der Brandsi-
cherheitswache zu ernennen. Personen unter 18 
Jahren dürfen zum Brandsicherheitswachdienst 
nicht herangezogen werden. 

                             

6. ABSCHNITT 
 

Schlussbestimmungen 
 

Personenbezogene Ausdrücke 
 

§ 25 
 
Wenn Funktionen nach dieser Verordnung von 
Frauen ausgeübt werden, so kann die weibliche 
Form der Bezeichnung, die für die jeweilige Funk-
tion vorgesehen ist, verwendet werden. 

                    
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
§ 26 

 
Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten außer 
Kraft:  die Feuerschutzverordnung, LGBl.Nr. 
66/1935; die Feuerwehrorganisationsverordnung, 
LGBl.Nr. 65/1935; die Verordnung der Burgen-
ländischen Landesregierung über die Verwen-
dung der Ortsfeuerwehren, LGBl.Nr. 5/1937. 
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